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Der Bundesminister für Wirtschaft 

I B 5 - 22 10 00 - 


Bonn, den 8. März 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Kartellrechtliche Zulässigkeit der Ausschließlichkeits- 

verbindungen der Mineralölgesellschaften für Kraft- 
fahrzeug-Pflegemittel in ihren Tankstellenverträgen 
sowie über die kartellrechtlidie Zulässigkeit der er- 
gänzenden Verträge mit Pflegemittel-Herstellern und 
Großhändlern 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Burgbacher, 
Burgemeister und Genossen 
- Drucksache V/2582 - 


Die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Burgbadier, Burge- 
meister und Genossen betreffend kartellreditliche Zulässigkeit 
der Ausschließlichkeitsbindungen der Mineralölgesellschaften 
für Kraftfahrzeug-Pflegemittel in ihren Tankstellenverträgen 
sowie über die kartellrechtlidie Zulässigkeit der ergänzenden 
Verträge mit Pflegemittel-Herstellern und Großhändlern (Druck- 
sache V/2582) lautet: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Mineralölgesellschaften 
in zunehmendem Maße ihre Tankstellenverwalter durdi recht- 
liche Bindungen oder wirtschaftlichen Druck veranlassen, ihren 
Bedarf an Kraftfahrzeug-Pflegemitteln und sogenannten Winter- 
artikeln (Eistau, Scheibenklarsichtmittel u. ä.) von bestimmten 
Herstellern und/oder Großhändlern zu beziehen und den Ver- 
trieb anderer Kraftfahrzeug-Pflegemittel und Winterartikel zu 
unterlassen ? 

2. Ist die Bundesregierung bereit, falls diese Vorgänge sich als 
nachweisbar heraussteilen, alles Erforderliche unverzüglicti zu 
veranlassen, um diesen Mißbrauch an Marktmacht abzustellen? 

Namens der Bundesregierung antworte ich darauf wie folgt: 

Der Bundesregierung ist diese Frage bekannt, und sie hat audi 
bereits alles Erforderliche getan, um vorhandenen Mißständen 
abzuhelfen. 


Druck; Buchdruckerei R. Madel, 53 Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg 
Postfacti 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Das Bundeskartellamt hat schon im August 1967 Verfahren 
eingeleitet, in denen es das Verhalten der Mineralölgesell- 
schaften auf dem Gebiet des Kraftfahrzeugpflegemittel-Geschäfts 
untersucht. Die Ermittlungen haben zu folgendem Ergebnis 
geführt : 

Alle bedeutenden Mineralölgesellsciiaften haben in den letzten 
Jahren Kraftfahrzeugpflegemittel in ihr Vertriebsprogramm 
aufgenommen. Der Verkauf über das Tankstellennetz erfolgt 
regelmäßig in der Weise, daß der Tankstellenpartner nicht - 
wie bei Treib- und Schmierstoffen — im Namen und für Rech- 
nung der Gesellschaft, sondern als Eigenhändler tätig wird. 
Zunächst waren die Mineralölgesellschaften allgemein damit 
einverstanden, daß ihre Tankstellenpartner auch Pflegemittel 
anderer Herkunft bezogen. Seit Beginn des Jahres 1967 haben 
sie jedoch den Absatz ihres eigenen Pflegemittelprogramms 
verstärkt. In immer größerem Umfang achteten die einzelnen 
Mineralölgesellschaften darauf, daß die Lagerung und der Ver- 
trieb von Fremdprodukten entweder ganz unterblieb oder doch 
das einheitliche Markenbild nicht störte. Vielfach kam es zu 
Klagen über entsprechende Ausschließkeitsbindungen oder über 
wirtsciiaftlichen Druck, den die Gesellschaften auf ihre Tank- 
stellenpartner ausübten. 

Im Dezember 1967 und Anfang Januar 1968 forderte das Bun- 
deskartellamt die Mineralölgesellschaften auf, die für den Ein- 
und Verkauf sowie die Lagerung von Kraftfahrzeugpflege- 
mitteln bestehenden Bindungen zu beseitigen und ihren Tank- 
stellenpartnern insoweit freie Hand zu lassen. Zur Zeit wird 
in mündlichen Verhandlungen geklärt, ob die Gesellschaften 
bereit sind, das beanstandete Verhalten freiwillig aufzugeben 
und die Tankstellenverträge von sich aus entsprechend zu 
ändern. Sollten diese Gespräche ergebnislos verlaufen, wird 
das Bundeskartellamt die beanstandeten Bindungen nach § 18 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (Mißbrauchs- 
aufsicht über Ausschließkeitsverträge) für unwirksam erklären. 


Schiller 
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